
Der Käufer tritt in die laufenden Miet- und Versiche­
rungsverträge ein, die sich auf das Grundstück be­
ziehen. Der Mietzins für Oktober 1961 steht daher be­
reits dem Käufer zu.

§5
Das Pachtverhältnis am Acker gilt für den Fall der 
Genehmigung dieses Vertrages mit Wirkung vom
1. Oktober 1961 als erloschen.

§ 6 
Auflassung

Der Verkäufer läßt zur Übereignung sein Grundstück
G. Band . . .  Blatt... auf. Die Vertragsparteien bewil­
ligen und beantragen, den Käufer, Herrn F. M., als 
neuen alleinigen Eigentümer in das Grundbuchheft 
einzutragen.

§ ^
Die Vertragskosten und die Kosten seiner Durchfüh­
rung sowie die Grunderwerbssteuer trägt der Käufer.

B e l e h r u n g e n  u n d  H i n w e i s e :
Der Käufer wurde darüber belehrt, daß er Eigentümer 
des gekauften Grundstücks erst am Tage seiner Ein­

tragung im Grundbuchheft wird. Die Eintragung setzt 
die Genehmigung dieses Vertrages durch den Rat des 
Kreises — Abteilung Landwirtschaft — und die Ertei­
lung der steuerlichen Unbedenklichkeitsbescheinigung 
voraus. Diese Unterlagen sollen namens der Beteiligten 
vom Staatlichen Notariat eingeholt werden.
Die Beteiligten versichern, daß der vereinbarte Kauf­
preis richtig und vollständig beurkundet worden ist. 
Nebenabreden sind über ihn nicht getroffen worden. 
Er wird vom Käufer aus Ersparnissen und Arbeitsein­
künften finanziert. Über die Rechtsfolgen bei Preisver­
stößen sind die Beteiligten belehrt.
Der Käufer wurde über die Bestimmungen des Mieter­
schutzgesetzes und die Vorschriften der Wohnraumlen­
kung unterrichtet.

Es sollen von diesem Vertrag eine Ausfertigung für das 
Grundbuchamt, zwei Abschriften für die Beteiligten 
und drei beglaubigte Abschriften für die Fachorgane 
des Rates des Kreises erteilt werden.

Das Protokoll wurde den Erschienenen vorgelesen, von 
ihnen genehmigt und eigenhändig wie folgt unter­
schrieben.

Für die Übertragung der Vormundschaften (Pflegschaften) 
über volljährige Personen in die Zuständigkeit der 
staatlichen Verwaltung!

i
In einigen Staatlichen Notariaten des Bezirks Halle ist 
vor einiger Zeit das Verfahren in Vormundschafts- und 
Pflegschaftssachen für volljährige Personen analysiert 
worden. Dabei wurde festgestellt, daß der Arbeits­
anfall auf diesem Tätigkeitsgebiet relativ gering und 
die Einleitung neuer bzw. die Führung bereits anhän­
giger Vormundschaften (Pflegschaften) in den meisten 
Fällen mit dem geforderten neuen Arbeitsstil der 
staatlichen Organe unvereinbar geworden ist.
So werden die Pflegschaften gern. § 1910 Abs. 2 BGB 
zwar auf Antrag eingeleitet, die Pfleger verpflichtet 
und in ihrer Tätigkeit beaufsichtigt, aber den wün­
schenswerten direkten Einfluß auf die Belange der 
pflegebedürftigen Bürger und der amtlich bestellten 
Pfleger erhalten die Staatlichen Notariate höchst selten. 
Die Vorschläge für die Einsetzung eines Pflegers kom­
men von den örtlichen Organen (Fachabteilungen bei 
den Räten der Kreise bzw. Städte und Gemeinden). 
Bedingt durch ihre Aufgabenstellung, wie z. B. Rege­
lung finanzieller Angelegenheiten (Renten- und Für­
sorgezahlung) oder Gewährung von Schutz und Hilfe 
in gesundheitlicher und hygienischer Hinsicht, haben 
sie eine weit bessere Verbindung zu dem zu betreuen­
den Personenkreis und oftmals einen tieferen Einblick 
in die familiären und wirtschaftlichen Verhältnisse. 
Gleiches trifft auch bei der Einleitung von Vormund­
schaften über volljährige Personen gern. §§ 1896 ff. 
BGB zu.
Die Zuweisung der Vormundschafts- und Pflegschafts­
sachen für volljährige Personen nach der Ausgliede­
rung der sog. freiwilligen Gerichtsbarkeit aus der 
Tätigkeit der Justiz in die Zuständigkeit der Staat­
lichen Notariate war zwar im Interesse einer reibungs­
losen Fortführung bereits bestehender Vormund­
schaften (Pflegschaften) durchaus notwendig und rich­
tig. Inzwischen haben aber die Fachabteilungen der 
Räte der Kreise und der Städte auf diesem Rechts­

gebiet Erfahrungen gesammelt, und die Mitarbeiter 
haben sich qualifiziert. Unseres Erachtens sollte geprüft 
werden, ob es nicht gerade im Interesse der zu be­
treuenden Bürger liegen dürfte, nunmehr auch diese 
Verfahren in die Zuständigkeit der örtlichen Organe 
zu übertragen. Dann würde endlich die Zweigleisigkeit 
in der bisherigen Bearbeitung überwunden werden, 
wie sie besonders an folgendem Beispiel deutlich wird: 
Das Kreisgericht Naumburg (Saale) beantragte beim 
Staatlichen Notariat, für den Bürger W. eine Gebrech­
lichkeitspflegschaft einzuleiten, um einen Eheprozeß 
beenden zu können. Das Staatliche Notariat ersuchte 
daraufhin den Rat der Stadt Naumburg, Referat Sozial­
wesen, einen geeigneten Pfleger zu benennen, und 
beantragte beim Rat des Kreises, Abt. Gesundheits­
wesen, den Bürger W. im Hinblick auf die §§ 104, 1910 
Abs. 3 BGB amtsärztlich untersuchen zu lassen.
Hier stellte sich heraus, daß der unter Pflegschaft zu 
stellende Bürger schon seit längerer Zeit von der Ab­
teilung Gesundheitswesen betreut wurde und seine 
Einweisung in eine Heilanstalt vorgesehen war.
Die Abteilung Gesundheitswesen beantragte ihrerseits 
für den Bürger W. die Einleitung einer vorläufigen 
Vormundschaft, weil er an Geistesschwäche litt und 
seine Entmündigung gern. § 6 Abs. 1 Ziff. 1 BGB beim 
Kreisgericht beantragt werden sollte. Der Bürger war 
weder arbeitsfähig noch hatte er Vermögen.
So oder ähnlich ist der Sachverhalt in allen anhängig 
werdenden Vormundschafts- und Pflegschaftssachen. 
Das Staatliche Notariat leitet die Vormundschaft 
(Pflegschaft) ein, verpflichtet und beaufsichtigt den Vor­
mund (Pfleger), kann aber zur Betreuung des Mündels 
(Pfleglings) nichts oder wenig tun, da ja die eigent­
liche Betreuung durch die staatliche Verwaltung er­
folgt. Die Beaufsichtigung des Vormunds (Pflegers) 
könnte durch die Fachabteilungen der Räte intensiver 
und umfassender geschehen. Mit Hilfe der Ständigen 
Kommissionen und der örtlichen Aktivs für Gesund-
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